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Die vorliegende PDF-Datei haben wir auf Wunsch unseres Auftraggebers als digitales Lese-
exemplar erstellt.

Wir weisen darauf hin, dass für unsere Berichterstattung ausschließlich unser Bericht bzw
das Testatsexemplar in der unterzeichneten Originalfassung maßgeblich sind.

Für die inhaltliche Richtigkeit und Vollständigkeit der Ihnen als PDF-Datei überlassenen Ver-
sion übernehmen wir keine Haftung.

Hinsichtlich der Weitergabe an Dritte weisen wir darauf hin, dass sich unsere Verantwortlich-
keit - auch gegenüber Dritten - allein nach den Auftragsbedingungen im Bericht (Allgemeine
Auftragsbedingungen vom l. Januar 2017) richtet.

Digitales l3ee*emplur -



Activ Treuhand

Gewinn- und Verlustrechnung
für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022

Digitales Leseexemplar -



Krankenhausgesellschaft Sachsen e.V.,
Leipzig

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022

EUR
01.01. bis 31.12.2022

EUR EUR
Vorjahr

EUR

l. Umsatzerlöse
davon Mitgliedsbeitr;ige:
EUR 2. I 89.655,59 (Vj. EUR 2. I 36.744,04)

2. sonstige betriebliche Erträge

3. Materialaufwand
Aufwendungen für bezogene
Leistungen

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter
b) soziale Abgaben und Aufivendungen

für Altersversorgung und ftir
Unterstützung
davon für Altersversorgung:
EUR22.99t,7r (vj. EUR |.222,85)

5. Abschreibungen auf immaterielle
Vermögensgegenstände des
Anlagevermögens und Sachanlagen

6. sonstige betriebliche Aufwendungen

7. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge
davon Erträge aus der Abzinsung:
EUR 0,00 (vj. EUR t5,00)

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen
davon Aufivendungen aus der Aufzinsung:
EUR 5,00 (Vj. EUR 0,00)

9. Ergebnis nach Steuern

10. sonstige Steuern

11. Jahresfehlbetrag

12. Ergebnisvorfag aus dem Voq'ahr

I3. Entnahmen aus Gewinnrücklagen
aus satzungsmäßigen Rücklagen

14. Einstellungen in Gewinnrücklagen
in satzungsmäßige Rücklagen

- 1.051.776,1s

- 199.412,23

2.442.864,44

17.396,69

- 262.217,03

- I .251.188,38

- 94.354,10

- 997 .817,09

2.353.422,66

7.449,37
2.460.261,13 2.360.872,03

- 240.028,20

- 934.944,32

- 173.561,25

- 1.108.50s,57

- 9s.954,67

- 921.252,90
- 2.605.576,60

0,00

5,00

- 2.365.741,34

15,00

0,00

- 145.320,47 - 4.854,31

871 - 4.871 ,98

- 150.192,45

- 9.726,29

- 9.726,29

- 251.274,66

11.140,52 251 .274,66

- 't.414.23 0,00

15. Ergebnisvortrag

- Digitales Leseexemplar
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Activ Treuhand

snsrArrcuNGSvERMERK DES uNlnnANGrcEN ABSCHLUsspRürnRs

An den Krankenhausgesellschaft Sachsen e.V., Leipzig

Prüfungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss des Krankenhausgesellschaft Sachsen €.V.,
Leipzig, - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung ftir das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022bis zum 3l. Dezember 2022 - geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht
der beigeftigte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für alle Kauf-
leute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz I HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geflihrt hat.

Grundl age fiir das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeffirt. Unsere Verantwortung nach diesen Vor-
schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt ,,Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung
des Jahresabschlusses" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Verein unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufs-
rechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berußpflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erftillt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil
zum Jahresabschluss zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fi.ir die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für alle Kaufleute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesent-
lichen Belangen entspricht. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die in-
ternen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlus-
ses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - fal-
schen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafrir verantwort-
lich, die Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Vereinstätigkeit zu beurteilen. Des Wei-
teren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortftihrung der
Vereinstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie daflir verantwort-
lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortftihrung der Vereinstätig-
keit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.
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Verantwortung des Abschlussprüfers fi)r die Prüfung des Johresabschlusses

Unsere Zielselzlung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstel-
lungen ist, sowie einen Bestätigungsvermerk zt erteilen, der unser Prüfungsurteil zum Jahres-
abschluss beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafi.ir, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgefi.ihr-
te Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grund-
lage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten
beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

o identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss, planen und fi.ihren Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise,
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage ftir unser Prüfungsurteil zu dienen.
Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken,
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das

Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.
o gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-

ten internen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebe-

nen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieses Systems des Vereins abzugeben.

o beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

o ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-
tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Vereinstätig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die be-
deutsame Zweifel an der Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Vereinstätigkeit
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsverrnerk auf die dazugehörigen An-
gaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, unser Prüfungsurteil zu modifrzieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerun-
gen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prü-
fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu fi.ihren,
dass der Verein seine Vereinstätigkeit nicht mehr fortführen kann.
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Wir erörtern mit den ftir die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich elwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung
feststellen.

Chemnitz, den 30. August 2023

Activ Treuhand GmbH

Wirtschaftsprüfu ngs gese1l schaft

Lindner
Wirtschaftsprüfer
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AJ I gemeine Auftragsbedi n g u n gen
für

Wir"tschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

i. eellunssbsreirh

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirlschaftsprüfem
oder Wirtschaflsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send,,Wirtschäftspüfef' genannt) und ihren Auftraggebern über prtifungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinba(
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieb€n ist.

(2) Dritte können nur dann Anspr|che aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftragqeber herleiten, wenn dies ausdrucklich vereinbart
ist oder sich aus ruingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. lm Hinblick auf
solche Ansprirche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Driflen
gegenüber.

6. Weitergabe einer beruflichsn Außerung des Wirtschaflsprüfer§

(1) Die Weitergabe beruflicher Außerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen - sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die lnformation über das Tätigwerden des Wi(schafls-
pnlfers für den AuFtraggeber an einen Dritten bedarfder schrinlichen Zuslim-
mung des Wirtschaftsprü'fers, es sei denn, der Auftraggeber isl zur Weiter-
gabe oder lnformation aufgrund eines Geselzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Venvendung beruflicher Außerungen des Wirtschaflspru'fers und die
lnformation über das Tätigwerden des Wirtschaftsprirfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auflraggeber slnd unzulässig.
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2. Umfang und Ausfültung des Auiträgs

(1) Gegenstand des Auflrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirlschanlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsälzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaflsprufer übemimml im
Zusammenhang mit seinen Leislungen keine Aufgaben der Geschäflsftjh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht veranlwortlich. Der Wirtschaftspnifer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auflrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichligung ausländischen Rechts bedarf - außer bei belriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen - der ausdrucklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschtießenden
berullichen Außerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3, ltilits;rkun gsp{lichtel des A,uftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirlschansprüfer alle für
die Auslührung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weileren lnforma-
tionen rechlzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
lnformationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Täligkeit des
Wirtschaflspr0Fers bekannt werden- Der Auffraggeber wird dem Wirlschafls-
prüfer geeignete Auskunfispersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaflsprüfers ha! der Autlraggeber die Votlstän-
digkeit der vorgelegten Untedagen und der weiteren lnformationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in elner vom Wirtschansprufer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestäligen.

4. Sicherilng der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängiqkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaffsprürfers gefährdet. Dies gitt für die Dauer des
Auftragsverhällnisses insbesondere filr Angebote auf Anstellung oder über-
nahme von Organfunklionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu []bernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prtlfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Neizwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Untemehmen, auf die die Unab-
hängigkeilsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschansprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaffsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. §erichterstnt(ung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaflspritfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schrifllich da.zustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindtich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfle des
Wirtschaflsp,üfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden.
Erklärungen und Auskünfle des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirlschansprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unle.lassen bzw. unbe-
rechtigter Venrveigerung, Unzumulbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindem oder vom Vertrag zurücktreten: ist der
Aufrrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auflraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagen§, Unterlassung, Unzumulbarkeit oder
Unm(Elichkeit der Nacherfollung for ihn ohne lnteresse ist. Soweit dar0ber
hinaus SchadensersaEansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2I Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Veriährungsbeginn.

{3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formeue Mängel, die in einer beruflichen Außerung (Bericht, Gutachlen und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthallen sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegentiber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Außerung des Wirtschaftsprüferi enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Außerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. ln den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
bet vom Wirlschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören-

B. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutx

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StcB) verpflichtet, tlber Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufslätigkeit anvertraul oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschansprufer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechllichen Regelungen zum Oalenschulz
beachten.

9. Hallung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprülers, insbe-
sondere Prüfungen, gellen die .ieweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
lungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs.2 HGB.

(2) Sofem weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haflungsbeschränkung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Heretellers nach § 1

ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig yerursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einw€ndungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
lraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit däm Wirtschafrsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis AnsprUche aus einer fahrlässigen Pflichtver
letzung des Wirtschaflsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag
für die betrefienden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesaml.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezilglich eines
aus mehreren PnichNerletzungen stemmenden einheiflichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämiliche Folgen einer pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entslanden slnd. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleicharliger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unlerlassen als
einheitliche Pflichverletzung, wenn dis betreffenden Angelegenheiten mltei-
nander in rechtlichem oder wirtschaltlichem Zusammenhang stehen. ln
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von S Mio. € in
Anspruch genommen werden. Oie Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersalzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schrifllichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
für Schadensersatzansprüche, dle auf vorsätzliches Verhalten zlruakzlfoh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaflen Verletzung von Leb€n, Körp6r oder
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht de€ Herstell€rs nach §
1 ProdHattG begründen. Das Recht, die Einrede der Veriährung geltend zu
machen, bleibt unberuhn.

1 0. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Andert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschafisprüfer
geprtiften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nichl weiterveMenden.

Hat der Wirtschansprüfer einen Bestäligungsvermerk nicht ert6ilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaffsprüfer durchgeführte prüfung im Lag+.
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmler Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschansprufers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirlschanspritfer den Bestätigungsvermerk, so dad der
Bestätigungsvermerk nichl wellerveMendet werden. Hat der Aunraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits veMendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftspril{ers den Widerruf bekannEugeben.

(3) Oer Auftraggeber hat Anspruch auf fünt Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

1 1. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaflsprüfer isl berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerb€ratung die vom Auftraggebel
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richilg und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch f0r Buchführungsaunräge. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeilen hinzuwoisen.

(2) Der Steuerberalungsauftrag umfasst nichl die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirlschaftsprüfer hiezu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. ln diesem Fall hat der Aunraggs,
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Frislen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeilig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftspr0fer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verf0gung
stehl.

(3) Mangels einer anderweitigen schrif,lichen Vercinbarung umfassl die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
Körperschafrsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensleuererklä-
rungen, und ruar auf Grund der vom Aunraggeber vorzulegenden Jahres-
abschl0sse und sonstiger for die Besleuerung erforderlicher Aufslellungen
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Sleuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Belriebsprufungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprufungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuem

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichüich der
unter a) genannten Sleuern.

Der Wirtschansprofer beruckslchtlgt bei den vorgenannten Aufgaben dle
wesenlliche veröffentlichte Rechtspr6chung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirlschaflsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher V8reinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesonderl zu honorie-
ren.

(5) Sofem der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater isl und die Steuerb€ra-
leruergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwend€n ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform
vereinbarl werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzeltragen der Einkommensteuer, Korper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensleuer sowie
aller Fragen der Umsalzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschafisteuer, Kapilalverkehrsteuer, Grunderwerbsleuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwallungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mil Um-
wandlungen, Kapilalerhöhung und -herabseEung, Sanlerung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschaners, Betriebsveräul3erung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstolzung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der UmsaEsteueriahreserklärung als
zusätzliche Täligkell übemommen wird, gehört dazu nicht die tJberprtifung
etwai96r besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsleuerechtlichen Vergünstigungen wahrgs.
nommen worden sind. Eine Gewähr ftir die vollständlge Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorcteuerabzugs wird nicht obemommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunlkatlon zwischen dem Wirtschaflsprtifer und dem Aunraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auflraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wtinscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Ve6chlässeluqg von E-Mails, wird der Auflraggeber den Wirt-
schaflsprüfer enlsprechend in Textlorm informieren.

13. Vergi.ilung

(l) Der Wirtschaftsprufer hat neben seiner Gebilhren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzllch
berochnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und dle Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befri+
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haflen als
Gesamtschuldner.

(2) lst der Aunraggeber kein Verbraucher, so ist eine Autrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprufers aut Vergotung und Auslagenersatz nur
mit unbestritlenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

'l 4. Streitschlichtun gen

Der Wirlschansprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichlungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesefzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Ftir den Auflrag, seine Durchfuhrung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.

Digitales Leseexemplar -


